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250 Beschäftigten (also KMU nach der Definition der Europäischen Kommission) ein wichtiger 
Motor der gewerblichen Wirtschaft: KMU stellten 99,8 % aller Unternehmen und beschäftigten 
etwa zwei Drittel aller Arbeitskräfte. Neun von zehn Unternehmen im nicht finanziellen 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft der EU hatten 2003 weniger als zehn Beschäftigte. Auf 
diese Kleinstunternehmen entfielen immerhin 30 % der Arbeitsplätze. 
In Deutschland haben wir in der Vergangenheit versucht, auf die spezifischen Belange der 
Klein- und Mittelunternehmen zu reagieren. Aber: Fixe Einsatzzeiten für Präventions- Experten 
waren nicht länger praktikabel. Wir haben daraufhin flexible Modelle eingeführt. Das hat die 
Teilnahme der Kleinunternehmen bei der Prävention deutlich erhöht. 
Die heutige Konferenz bietet uns die Chance, verschiedene nationale Umsetzungsmodelle 
zu vergleichen. Es geht dabei nicht um Nivellierung. Das widerspräche auch dem Geist des 
Artikels  der Rahmenrichtlinie. Er belässt nämlich den Mitgliedstaaten ganz bewusst wesent-
liche Gestaltungsfreiheiten. Heute geht es um das voneinander Erfahren und voneinander 
Lernen. Wir werden gute Praxisbeispiele hören, einen regen Erfahrungsaustausch und 
anregende Diskussionen hier im Saal und sicher auch am Rande der Konferenz führen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren,
die Stadt Dortmund bietet sich auch historisch für eine solche Konferenz an. Gab es doch auf 
dem Dortmunder Stadtgebiet noch Mitte des 20. Jahrhunderts mehr als 15 Kohlebergwerke. 
Mit allen positiven und negativen Konsequenzen für die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Menschen hier. 198 stellte das letzte Bergwerk die Arbeit ein. Heute können Sie sich davon 
überzeugen, dass diese Stadt den Strukturwandel geschafft hat. 
Wir tagen in einem ansprechenden Ambiente, in einer Stadt, die zukunftsfähige Arbeits-
plätze in einer intakten Umwelt bietet. Die Arbeitslosenquote ist allerdings nach wie vor zu 
hoch! Wir arbeiten daran, dass dies besser wird. Dass diese Stadt lebenswert ist – das muss ich 
angesichts der demographischen Entwicklung in Deutschland betonen – zeigt sich daran, dass 
Dortmund zu den wenigen Städten in Deutschland zählt, deren Bevölkerung weiterhin wächst. 
Für Deutschland eine kleine Sensation! Und es liegt nicht am Fußball, der derzeit hier in 
Dortmund gespielt wird. Über den viel Klage geführt wird nach der Heimniederlage gegen 
Cottbus am Sonntag! Es muss also etwas anderes sein! Machen Sie sich selbst ein Bild!
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche der Konferenz einen guten Erfolg.
Rudolf Anzinger: Eröffnungsrede








Willkommen zur „Konferenz zur Umsetzung





Präsident der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA)
Hans-Jürgen Bieneck2
Arbeits- und Gesundheitsschutz in KMU
• Regelung versus Umsetzung
• Unbekannte Probleme
• Höhere Unfallzahlen (Unfallursachen)?
• Reduzierung der Unfallzahlen?
• Systematische Prävention?
Hans-Jürgen Bieneck: Einführung





• Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989
über die Durchführung von Maßnahmen zur
Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit,
insbesondere Artikel 7
• Beratung und Unterstützung für KMU
• Erfahrungsaustausch auf EU-Ebene
Hans-Jürgen Bieneck4
Artikel 7 – Schutz- und Präventionsdienste
• Der Arbeitgeber hat Mitarbeiter zu benennen, die
Tätigkeiten im Hinblick auf Schutz und Prävention bei
beruflichen Gefährdungen ausführen
• Die benannten Mitarbeiter dürfen aufgrund ihrer
Tätigkeiten keine Nachteile haben




Artikel 7 – Schutz- und Präventionsdienste
Zudem:
• Wenn solche Schutz- und Präventionsmaßnahmen
wegen fehlenden kompetenten Personals in dem
Unternehmen und/oder der Einrichtung nicht organisiert
werden können, muss der Arbeitgeber kompetente
externe Dienste oder Personen in Anspruch nehmen.
• Wo der Arbeitgeber solche Dienste oder Personen in
Anspruch nimmt, muss er diese über die Faktoren
informieren, von denen bekannt ist oder von denen
angenommen wird, dass sie die Sicherheit und
Gesundheit der Mitarbeiter beeinträchtigen, und sie
müssen Zugang zu ... Informationen haben ...
Hans-Jürgen Bieneck6
Artikel 7 – Schutz- und Präventionsdienste
In allen Fällen
• müssen die benannten Mitarbeiter über die notwendigen
Fähigkeiten und die notwendigen Mittel verfügen
• müssen die herangezogenen externen Dienste oder
Personen über die notwendigen Eignungen und die
erforderlichen persönlichen und fachlichen Mittel verfügen
und
• die Anzahl der benannten Mitarbeiter und der externen
Dienste oder Personen muss ausreichend sein.
(Bei der Organisation von Schutz- und Präventionsmaßnahmen
müssen die Größe des Unternehmens bzw. der Einrichtung
sowie die Gefährdungen berücksichtigt werden)
Hans-Jürgen Bieneck: Einführung




Artikel 7 – Schutz- und Präventionsdienste
Zudem
• müssen die (internen) Arbeitnehmer und die (externen)
Dienste zusammenarbeiten, wann immer es nötig ist.
• können die Mitgliedsstaaten hinsichtlich der Art der
Tätigkeiten und der Größe der Unternehmen die
Kategorien der Unternehmen bestimmen, bei denen der
Arbeitgeber, seine Kompetenz vorausgesetzt, selber die
Verantwortung für bestimmte Maßnahmen übernehmen
kann.
Hans-Jürgen Bieneck8
Artikel 7 – Schutz- und Präventionsdienste
Zudem
• müssen die Mitgliedsstaaten die erforderlichen
Fähigkeiten und Eignungen festlegen
• können die Mitgliedsstaaten die Anzahl des Personals




• Studie des Ausschusses Hoher
Gewerbeaufsichtsbeamter über externe Schutz- und
Präventionsdienste: Anastasios Yiannaki (Zypern)
• Organisation der externen Schutz- und
Präventionsdienste in 15 Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union: Marc de Greef (Belgien)
Hans-Jürgen Bieneck10
Hauptthemen












Nationale Umsetzung von Artikel 7
• Deutschland: Antje Brehmer / Gerhard Strothotte
• Großbritannien: Sandra Caldwell
• Finnland: Leo Suomaa
• Frankreich: Philippe Jandrot
• Polen: Grzegorz Dudka
Hans-Jürgen Bieneck12












Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit
Hans-Jürgen Bieneck: Einführung




Ministerium für Arbeit und Sozialversicherung 
Zypern 





























Anastasios Yiannaki:  Studie über externe Schutz- und Präventionsdienste








Konferenz im März 2007 in Dortmund
Anastasios Yiannaki
Abteilung für Gewerbeaufsicht Zypern
Studie über externe Schutz- und Präventionsdienste / Personen
2
Gesetzlicher Hintergrund für externe
Dienste/Personen
–Rahmenrichtlinie 89/391/EWG (Art. 7)
Ziel der Studie
–Erfassung von Informationen über externe
Dienste/Personen
–Erreichen von Transparenz
–Austausch von Wissen (Erfahrungen,
Praktiken)
–Jedem Land die Entscheidung über
Verbesserungen/Veränderungen gestatten
19
Studie über externe Schutz- und Präventionsdienste / Personen
3
Beschluss zur Durchführung der Studie
–SLIC-Treffen London November 2005
Teilnehmer




–Einholen von Meinungen der SLIC
Durchsetzungs-Arbeitsgruppe
Hauptergebnisse
Studie über externe Schutz- und Präventionsdienste / Personen
4
Diagramm A – Anzahl der Länder und Berufe der






















































Anastasios Yiannaki:  Studie über externe Schutz- und Präventionsdienste
Konferenz zur Umsetzung von Artikel 7 der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG, 
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Studie über externe Schutz- und Präventionsdienste / Personen
5
Diagramm D – Anzahl der Länder und Vereinbarungen im




























































































































































Studie über externe Schutz- und Präventionsdienste / Personen
6
Diagramm C – Anzahl der Länder und vorgeschriebene






















































1Anastasios Yiannaki:  Studie über externe Schutz- und Präventionsdienste




Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Deutschland 1 
Gerhard Strothotte
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften (HVBG), 
Deutschland 2 

















































Antje Brehmer, Gerhard Strothotte: Deutschland – nationale Umsetzung von Artikel 7
1	 Ziffer	1	und	3	bis	6.
	 Ziffer	.







































































Nationale Umsetzung von Artikel 7
Frau Antje Brehmer        ► Bundesministerium für Arbeit und Soziales
Herr Gerhard Strothotte ► Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften
                                              (HVBG)
Antje Brehmer, Gerhard Strothotte: Deutschland – nationale Umsetzung von Artikel 7































Daten aus ostdeutschen  Bundesländern
einbezogen ab 1991
Bericht der Bundesregierung über den Stand von Sicherheit und Gesundheit bei der
Arbeit und über das Unfall- und Berufskrankheitengeschehen in der Bundesrepublik
Deutschland im Jahre 2005
Folie 3
Tödliche Arbeitsunfälle





















träger d. öffentl. Hand
Tödliche Arbeitsunfälle
Gesamt
Daten aus ostdeutschen Bundesländern
 einbezogen ab 1991
Bericht der Bundesregierung über den Stand von Sicherheit und Gesundheit bei der
Arbeit und über das Unfall- und Berufskrankheitengeschehen in der Bundesrepublik










































Antje Brehmer, Gerhard Strothotte: Deutschland – nationale Umsetzung von Artikel 7
















































































<10 10 - 49 50 - 249 259 - 499 >500 unbekannt















 mit festen Zeiteinsätzen
AGS-Betreuung:
Unternehmermodell















Arbeitsschutzmodelle vor der Reform
Antje Brehmer, Gerhard Strothotte: Deutschland – nationale Umsetzung von Artikel 7




Neue Arbeitsschutzmodelle für kleine Betriebe
Beseitigung nicht durchführbarer Anforderungen
Einheitliche Struktur der alternativen Modelle für AGS-Dienste
Regelbetreuungsmodell für kleine Firmen mit bis zu 
10 Beschäftigten  
Stärkerer Fokus auf Gefährdungssituation in den einzelnen Betrieben 
Ziele
Folie 11
Betriebsgröße Alternative Betreuung Regelbetreuung


















für bis zu 10 Beschäftigte
Keine festen Zeiteinsätze
Neue Arbeitsschutzmodelle für kleine Betriebe
Grundbetreuung
In Abständen von 














für bis zu 10 Beschäftigte
Keine festen Zeiteinsätze
Grundbetreuung
In Abständen von 
1 / 3 / 5 Jahren
Anlassbezogene
Betreuung
Neue Arbeitsschutzmodelle für kleine Betriebe
Antje Brehmer, Gerhard Strothotte: Deutschland – nationale Umsetzung von Artikel 7































(neues Modell  ab 2009)
Ja










Antje Brehmer, Gerhard Strothotte: Deutschland – nationale Umsetzung von Artikel 7























































Danke für Ihre Aufmerksamkeit
Frau Antje Brehmer        ► Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)
Herr Gerhard Strothotte ► Hauptverband der gewerblichen
 Berufsgenossenschaften (HVBG)
Antje Brehmer, Gerhard Strothotte: Deutschland – nationale Umsetzung von Artikel 7




































Sandra Caldwell: Großbritannien – nationale Umsetzung von Artikel 7





Artikel 7 der Rahmenrichtlinie –
Umsetzung in Großbritannien
Sandra Caldwell
Health and Safety Executive (HSE)
Britisches Leitbild
• Zielsetzende Regelungen
• Rigorose Durchsetzung, wenn
Verantwortungsträger Ziele nicht
erfüllen.




• Arbeitsschutzmanagement, Bestimmung 7
–‚…kompetente’ Personen zur
Unterstützung..’.
• ‚Kompetent’ – ausreichende Schulung,
Erfahrungen oder Wissen usw. …
• Durchsetzung - z.B. Strafverfolgung über
Arbeitsschutzgesetz HSW Act, Abschn. 36;
Verbesserungsmitteilungen.
Finanzierung
• Arbeitgeber zahlt, auf einem freien
Markt.
• Indirekte Unterstützung des Staates über
seine Dienste (Aufsicht, Anleitung,
Beratung usw.).
• „Workplace Health Connect“
(ein vertraulicher Dienst, der unentgeldlich praktische
Ratschläge zu Sicherheit und Gesundheitsschutz bei
der Arbeit für KMU bietet)
Sandra Caldwell: Großbritannien – nationale Umsetzung von Artikel 7




• ‚Kompetenz’ vorgeschrieben, aber
nicht das Mittel dafür.




 Abschlüsse, Diplome in Arbeits-
und Gesundheitsschutz.
Arbeitsorganisation
• ‚Kompetenz’ erfordert auch Erfahrungen,
Kenntnisse in einer bestimmten Branche.
• ‚Interne’ Bereitstellung der Gesundheits- und
Sicherheitsbetreuung wird häufig die geeignetste
Option sein.
• Technische, fachmännische Beratung in der
Regel von externen Anbietern.
• Beratung muss korrekt und sinnvoll sein.
41
Qualitätssicherung
• Kein formales, vorgeschriebenes System
• Aufsichtsbeamte bieten informelle Sicherung
durch Kontakt am Arbeitsplatz
• Aufsichtsbeamte ergreifen
Zwangsmaßnahmen (Strafverfolgung,
Mitteilungen), wenn dies zweckdienlich ist.
Durchsetzung
Zum Beispiel…
• Strafverfolgung von Beratern:
– Schlechte/s Gefährdungsbeurteilung/ Arbeits-
system, führt zu schwerem Unfall bei
Vakuumbildung m/c;
– Versäumnis der Feststellung des Vorhandenseins
von Asbest;
– Versäumnis der genauen Bestimmung der
Staubbelastung, die zu einer Belastung der
Beschäftigten oberhalb des zulässigen
Grenzwertes führt
Sandra Caldwell: Großbritannien – nationale Umsetzung von Artikel 7





• Ausgabe von Verbesserungsmitteilungen:
– an Berater, die durchgängig Klienten
schlecht beraten;
– an Berater, die durchgängig unzureichende
Gefährdungsbeurteilungen vorgelegt hatten.
• Ablehnung, Asbest-Lizenzen zu erneuern
– über 200 in 6 Jahren.
Zum Abschluss
Die Erfahrungen zeigen:
 Im Allgemeinen erbringen die Anbieter von
Gesundheits- und Sicherheitsbetreuung
wertvolle und geschätzte Dienste.
 In einigen Bereichen sind Verbesserungen
erforderlich.
 Ein umfassender, flexibler
Zielfestlegungsansatz ist effektiv.
43Sandra Caldwell: Großbritannien – nationale Umsetzung von Artikel 7























































Leo Suomaa: Finnland – nationale Umsetzung von Artikel 7
































































































Leo Suomaa: Finnland – nationale Umsetzung von Artikel 7





























































6. März 2007 Dortmund
Herr Leo Suomaa
Abt. für Arbeitsschutz,










 die allgemeinen Verpflichtungen
eines Arbeitgebers
 Gesetz über betriebliche
Gesundheitsvorsorge (1383/2001)
 der Arbeitgeber hat die
betriebliche Gesundheitsvorsorge
zu organisieren
 Regierungserlass (1484/2001) über
die Prinzipien einer guten Praxis in
der betrieblichen
Gesundheitsvorsorge
Leo Suomaa: Finnland – nationale Umsetzung von Artikel 7










 bezieht sich auf Arbeiten, bei denen
der Arbeitgeber verpflichtet ist, das
Arbeitsschutzgesetz einzuhalten
 alle von Arbeitnehmern
auszuführende Arbeiten




 eine gesetzliche Verpflichtung
für jeden Arbeitgeber
 keine Beschränkungen, was
beispielsweise das Gebiet der
wirtschaftlichen Tätigkeiten
oder die Größe des Betriebs
anbelangt
MINISTRY OF






 OHC wird bereitgestellt und soll
Gesundheitsgefährdungen vorbeugen
und kontrollieren und die Sicherheit
der Arbeitnehmer schützen und
fördern
 Anbieter von OHC-Diensten
untersuchen und beurteilen
Gesundheit und Sicherheit des
Arbeitsplatzes
 OHC-Dokument über die
Arbeitsplatzuntersuchung steht allen










 ein Arbeitgeber kann die Dienste eines
Gesundheitszentrums in Anspruch nehmen,
auf die das Gesetz über die medizinische
Grundversorgung (66/1972) Bezug nimmt
 diese Dienste sind von
Gesundheitszentren zu erbringen
 KMU beziehen üblicherweise ihre
Dienste von Gesundheitszentren
 ein Arbeitgeber kann die OHC-Dienste
selbst oder gemeinsam mit anderen
Arbeitgebern organisieren
 ein Arbeitgeber kann die Dienste von einer









 es ist eine gesetzliche Verpflichtung,
multidisziplinäre OHC-Dienste zu
organisieren
 zusätzlich zur OHC kann ein
Arbeitgeber auch Dienste von
anderen Experten nutzen, falls er
oder sie dies wünscht
 z.B. im Rahmen der
Versicherungspolitik
Leo Suomaa: Finnland – nationale Umsetzung von Artikel 7









 eine gesetzliche Verpflichtung der
Arbeitgeber, für die Sicherheit und
Gesundheit ihrer Arbeitnehmer Sorge
zu tragen
 der Arbeitgeber wählt die
Maßnahmen zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen aus
 der Arbeitgeber finanziert die
Maßnahmen
 der Arbeitgeber hat OHC auf eigene
Kosten zu organisieren
 für die Arbeitnehmer sind die
Dienste kostenlos
MINISTRY OF





 Arbeitgeber haben Anspruch auf den
Erhalt einer Kompensation für die
Kosten, die bei der Organisation der
OHC entstehen
  60 Prozent der Kosten für
gesetzlich vorgeschriebene
Präventionsdienste
 Die Sozialversicherungsanstalt von
Finnland (oder KELA) entschädigt











 der Arbeitgeber muss sicherstellen,
dass die Experten, ob interne oder
externe, über die angemessene
Kompetenz und weitere
Qualifikationen verfügen
 spezielle Bestimmungen über
Qualifikation, Bildung und
Ausbildung von OHC-Spezialisten
und -Experten sind im OHC-Gesetz
enthalten
MINISTRY OF





 der Arbeitgeber hat die OHC-
Dienste in ausreichendem Maß in
Anspruch zu nehmen
 der Arbeitgeber hat die notwendigen
Entscheidungen für die Organisation
der OHC in Zusammenarbeit mit
den Arbeitnehmern vorzubereiten
 OHC-Spezialisten und -Experten
müssen vom Arbeitgeber und von
den Arbeitnehmern beruflich
unabhängig sein
Leo Suomaa: Finnland – nationale Umsetzung von Artikel 7









 gute OHC-Praxis ist im
Regierungserlass (1484/2001)
definiert









 OHC-Spezialisten sind entsprechend
Gesetz 559/1994 qualifiziert
 der Arbeitgeber hat jegliche
Experten in ausreichendem Maß
heranzuziehen, die diese
Spezialisten als wesentlich erachten
55
MINISTRY OF





 die Qualität der OHC wird beurteilt
durch
 Überwachung der Auswirkungen
von getroffenen Maßnahmen zu
Arbeitsumgebung und
Arbeitsgemeinschaft
 Belastung der Beschäftigten,
Unfällen und Berufskrankheiten
 Gesundheit, Arbeitsfähigkeit und
krankheitsbedingte Fehlzeiten
 Arbeitsmethoden der OHC









 Die Erfassung durch die OHC-
Dienste und die Qualität derselben
werden durch das FIOH, das
Finnische Arbeitsschutzinstitut,
regelmäßig überwacht
Leo Suomaa: Finnland – nationale Umsetzung von Artikel 7









 geringe Erfassung durch die OHC-
Dienste in den kleinsten Betrieben
(1- 9 Beschäftigte)
 eine angeblich mangelnde
Multidisziplinarität der OHC-
Dienste
 die Pflichten des Arbeitgebers selbst
in Bezug auf die Pflichten der OHC-
Dienste
MINISTRY OF





 die Arbeitsschutzbehörden haben
sicherzustellen, dass der Arbeitgeber
OHC organisiert hat
 260.000 Arbeitsstätten und nur
350–400
Arbeitsschutzinspektoren
 Medizinische Überwachung der
OHC-Dienste durch das Ministerium
für Soziales und Gesundheit und die
Ämter der Provinzstaaten











 Zum vollständigen Text von
1383/2001, 1484/2001 und
738/2002 informieren Sie sich unter:
http://www.finlex.fi/fi/laki/kaannoks
et/
Leo Suomaa: Finnland – nationale Umsetzung von Artikel 7























































Philippe Jandrot: Frankreich – nationale Umsetzung von Artikel 7






























	 	 	 –	 seiner	Titel	und	Diplome
































* Abkürzungen und ihre Bedeutung
	IPRP	 	Intervenants	en	Prévention	des	Risques	Professionnels		






Berufsorganisation für die Verhütung von Unfällen im Baugewerbe
CHSCT	 	Le	comité	d‘hygiène,	de	sécurité	et	des	conditions	de	travail	
Ausschuss für Hygiene, Sicherheit und Bedingungen am Arbeitsplatz
INRS	 	Institut	National	de	la	Recherche	et	de	Sécurité	
Nationales Institut für Forschung und Sicherheit
Philippe Jandrot: Frankreich – nationale Umsetzung von Artikel 7
Konferenz zur Umsetzung von Artikel 7 der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG, 
insbesondere in KMU
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EU 2007 Konferenz zur Umsetzung von Artikel 7  6. März 2007
1. GESETZGEBERISCHE UND
VERORDNUNGSRECHTLICHE ASPEKTE (1/2)
Gesetz vom 31. Dezember 1991: Umsetzung der Richtlinie 89/391;
die arbeitsmedizinischen Dienste werden gemäß den Anforderungen
von Artikel 7 ausgerichtet
4. März 1997: Mahnung der Kommission an Frankreich;
Behauptung, dass arbeitsmedizinische Dienste nicht der
vollständigen Umsetzung von Artikel 7 entsprechen
26. Juni 2002: begründete Stellungnahme der Kommission.
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1. GESETZGEBERISCHE UND
VERORDNUNGSRECHTLICHE APEKTE (2/2)
Gesetz vom 17. Januar 2002: Festlegung des Prinzips des
interdisziplinären Ansatzes; Anwendung wird als verbindlich erklärt;
Rahmen für Umsetzung wird  geschaffen
Dekret vom 24. Juni 2003: Aufbau von „Beauftragten für Arbeits- und
Gesundheitsschutz“ (intervenants en prévention des risques
professionnels - IPRP) und deren Einstellungs- und
Dienstleistungsbedingungen;
Strikte Begrenzung des Aufgabenbereichs der IPRP auf Sicherheit und
Gesundheit
Erlass vom 24. Dezember 2003: Festlegung der Verfahren und
Zulassungskriterien der IPRP
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2. FINANZIERUNG
• Keine speziellen Festlegungen
• Liegt gänzlich in der Verantwortung der Unternehmen, entweder
direkt oder Finanzierung läuft über externe arbeitsmedizinische
Dienste
• Die Tätigkeit der IPRP ist gewerblicher Art und daher unterliegen
alle für die auf diesem Gebiet zugelassenen Personen dem freien
Wettbewerb.
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2. ZULASSUNG
• 3 „Sicherheits- und Gesundheitsgremien“ (CRAM, ARACT,
OPPBTP) sind durch das Gesetz vom 17. Januar 2002 zugelassen;
• 5 interregionale Einrichtungen (CRAM, ARACT, OPPBTP) für die
Zulassung von IPRPs, auf Basis der folgenden Kriterien:
vom Antragsteller in einer eidlichen Erklärung abgegebene
Interessenerklärung
 Titel und Diplome zur Erfahrung auf dem Gebiet
 Treffen von Entscheidungen im Namen und auf
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3. QUALIFIKATION der IPRP
• Die Zulassungskriterien bestimmen die Qualiﬁkationselemente.
4. STATUS
• Der Status der Arbeitsmediziner ist durch spezielle Dokumente geschützt, die
den Rahmen für ihre Position als bezahlte Beschäftigte des Unternehmens oder
eines externen Dienstes festlegen.
• Die IPRP haben im Prinzip einen geschützten Status, aber es gibt keine
Regelung, die diesen Schutz garantiert. Sie können sein:
o bezahlte Beschäftigte des Unternehmens oder
o bezahlte Beschäftigte externer Dienste.
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4. Status
• Der Status der Arbeitsmediziner ist durch spezielle Dokumente
geschützt, die den Rahmen für ihre Position als bezahlte
Beschäftigte des Unternehmens oder eines externen Dienstes
festlegen.
• Die IPRP haben im Prinzip einen geschützten Status, aber es gibt
keine Regelung, die diesen Schutz garantiert. Sie können sein:
o bezahlte Beschäftigte des Unternehmens,
o bezahlte Beschäftigte externer Dienste oder
o selbstständig.
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5. ORGANISATION
• Konsolidierung der Tätigkeit am Arbeitsplatz für
Arbeitsmediziner, wobei unabhängige Dienste für große
Unternehmen und unternehmensübergreifende Dienste für die
anderen verpﬂichtet werden;
•IPRP, hinzugezogen durch Unternehmen oder Präsidenten der
unternehmensübergreifenden Gesundheitsdienste;
• Wird ein externer IPRP hinzugezogen, erfolgt eine
Zielabstimmung.
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6. BILANZ (Ende 2005)
• 6.000 Mitarbeiter und 7.000 Arbeitsmediziner bei sinkenden
Zahlen
• 5 IPRP-Zulassungsgremien, gegründet in 2004
• 835 Personen zugelassen als IPRP
• 119 Organisationen zugelassen als IPRP
- 734 Zulassungen im Bereich „Technik“
- 697 Zulassungen im Bereich „Organisation“
-   28 Zulassungen im Bereich „Medizin“
Philippe Jandrot: Frankreich – nationale Umsetzung von Artikel 7
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Inhalt:




2. Entwicklung der AGS-Dienste in Polen
3. Arbeitsmedizinische Dienste
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POLEN
Bevölkerung - 38,2 Mio
Beschäftigte - 12,9 Mio
Ohne Beschäftigung - 2,3 Mio
BIP pro Kopf – 13.275 $
ARBEITSBEDINGUNGEN




Grzegorz Dudka: Polen – nationale Umsetzung von Artikel 7
Konferenz zur Umsetzung von Artikel 7 der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG, 
insbesondere in KMU
70
Central Institute for Labour Protection – National Research Institute
4
Geschichte des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes in Polen
• 1920 – der Arbeitnehmervertreter nimmt an den
Untersuchungen zu Arbeitsunfällen teil
• 1929 – das „Amt für Betriebssicherheit und Hygiene“ in den
Stahlwerken „Pokój” und „Balidon”
• 1933 r. – Arbeitsschutzdienste, die dem Minister für
Militärische Angelegenheiten unterstellt sind, werden in
allen Werken eingesetzt.
• 1. August 1953 – Offizielles Gründungsdatum der Arbeits-
und Gesundheitsschutzdienste in Polen
• 2003 - 50. Jahrestag der Gründung der Arbeits- und
Gesundheitsschutzdienste in Polen











Max. bis Gefährdungskategorie 3
Anzahl der Beschäftigten
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• Teilnahme an der Beurteilung von beruflichen Gefährdungen;
• Kontrolle der Arbeitsbedingungen;
• Erfassung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten;
• Teilnahme an der Feststellung von Umständen und Ursachen
von Arbeitsunfällen;
• Beratung zu Regelungen und Prinzipien der Arbeitssicherheit;
• Beratung zur Arbeitsorganisation;
• Beratung zur Auswahl von persönlichen Schutzausrüstungen;
Aufgaben des Arbeits- und
Gesundheitsschutzdienstes
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• Teilnahme an der Arbeit des Ausschusses für Arbeits- und
Gesundheitsschutz;
• Zusammenarbeit mit einem Arzt zur präventiven Behandlung
der Beschäftigten;
• Teilnahme an der Vorbereitung von Modernisierungs- und
Entwicklungsplänen des Unternehmens;
• Meinungsäußerung zu detaillierten arbeitsschutzspezifischen
Anweisungen an bestimmten Arbeitsplätzen.
Aufgaben des Arbeits- und
Gesundheitsschutzdienstes
Grzegorz Dudka: Polen – nationale Umsetzung von Artikel 7
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• Den Stand von Arbeits- und Gesundheitsschutz kontrollieren;
• Empfehlungen zur Beseitigung von festgestellten Unfallgefahren und
Nachlässigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und Gesundheitsschutzes geben;
• Dem Unternehmer Vorschläge zur Belohnung oder Bestrafung von Beschäftigten
machen;
• Sofortige Unterbrechung einer arbeitenden Maschine oder anderer technischer
Geräte im Falle einer unmittelbaren Bedrohung für Gesundheit und Leben eines
Arbeitnehmers oder anderer Menschen;
• Sofortige Entfernung eines Arbeitnehmers von der Arbeit, wenn dieser verbotene
Arbeiten ausführt;
• Aufforderung an den Arbeitnehmer, die Arbeit im Betrieb sofort zu unterbrechen,
wenn eine unmittelbare Bedrohung für Leben oder Gesundheit der Arbeitnehmer
oder anderer Personen festgestellt worden ist.
Die Rechte der Arbeits- und
Gesundheitsschutzdienste
Central Institute for Labour Protection – National Research Institute
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AGS-Techniker und 3 Jahre Arbeitserfahrung in AGS-Diensten
Hochschulausbildung in AGS
Anschlussstudium in AGS
Hochschulausbildung in AGS und 1 Jahr Arbeitserfahrung in AGS-
Diensten
Anschlussstudium im AGS und 1 Jahr Arbeitserfahrung in AGS-
Diensten
Hochschulausbildung im AGS und 3 Jahre Arbeitserfahrung in
AGS-Diensten
Anschlussstudium im AGS und 3 Jahre Arbeitserfahrung in AGS-
Diensten
Hochschulausbildung im AGS und 5 Jahre Arbeitserfahrung in
AGS-Diensten
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Basisdaten der AGS-Dienste in Polen
nach der vom CIOP-PIB unter der Schirmherrschaft der ENSHPO 2002 durchgeführten Studie
% männlich 80%
% Vollzeit in Sicherheit 53%
% intern/extern/sonstige 94 / 3 / 3%
% tätig für nur 1 Unternehmen 38%
% Bildungsgrad: höhere Schulbildung / Fachschule /
Hochschule / Anschlussstudium
38 / 14 / 29 / 17%
Von polnischen Sicherheitsfachkräften durchgeführte Hauptaufgaben:
• Gefährdungsbeurteilung;
• Untersuchung von Arbeitsunfällen;
• Schulung und Aufklärung;
• Zuteilung von persönlichen Schutzausrüstungen;
• Kontrollen am Arbeitsplatz;
• Erweiterung von Kenntnissen und Kompetenzen im Bereich AGS.
Central Institute for Labour Protection – National Research Institute
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Zertifizierung von AGS-Personal




• Fachkräfte zur Messung von Parametern von
Arbeitsbedingungen;
• Auditoren für AGS-Managementsysteme;
• Berater zum AGS-Systemmanagement;
• AGS-Berater in KMU;
Grzegorz Dudka: Polen – nationale Umsetzung von Artikel 7
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Gründung eines Netzwerks von
regionalen AGS-Zentren
Projekt finanziert in der Übergangsfazilität 2005
• Gründung eines Netzwerks regionaler Zentren für
Schulung, Beratung und Förderung im Bereich
AGS, akkreditiert und koordiniert vom CIOP-PIB;
• Kompetenzenentwicklung der AGS-Dienste und
der Nationalen Gewerbeaufsichtsbehörde bei
Tätigkeiten, die mit der Umsetzung der
gesetzlichen Bestimmungen gemäß
Rahmenrichtlinie verbunden sind.
Central Institute for Labour Protection – National Research Institute
13
Regionale Arbeits- und
Gesundheitsschutzzentren – geplantes System
Basisaufgaben der AGS-Dienste
Beratungen und/oder hochspezialisierte Dienste


































  Beratungen   Beratungen
   Beratungen   Vertrag
  Vertrag
Kontrolle
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• Die für die Gesundheit der Mitarbeiter schädlichen Arbeitseinflüsse
reduzieren (dabei Gefährdungsbeurteilung);
• Präventive Gesundheitsdienste für die Mitarbeiter zur Verfügung stellen;
• Erste Hilfe am Arbeitsplatz organisieren und leisten;
• Maßnahmen zur Gesundheitsförderung ins Leben rufen und durchführen;
• Maßnahmen des Unternehmers zugunsten des Gesundheitsschutzes
seiner Mitarbeiter ins Leben rufen und bei der Umsetzung unterstützen;
• Durchführung von Untersuchungen über die Gesundheit der Mitarbeiter;
• Die Mitarbeiter bei der Reduzierung von Gefährdungen am Arbeitsplatz
beraten.
Aufgaben der arbeitsmedizinischen Dienste
Grzegorz Dudka: Polen – nationale Umsetzung von Artikel 7
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5. Webfeature
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1Kontext




 Kompetente Mitarbeiter auf Unternehmensebene oder ...
 Kompetente externe Dienste oder Personen in Anspruch
nehmen...
 Mit erforderlichen Eignungen und Fähigkeiten ...
 Zu bestimmen von den Mitgliedsstaaten
 Umsetzung in den Mitgliedsstaaten
 Alte MS:
 Bestehender nationaler Gesetzesrahmen
 Umsetzung der Rahmenrichtlinie verursachte Änderungen
 Neue MS:
 Jüngste Änderungen im Gesetzesrahmen
 Tatsächliche Lage ist nicht transparent
79
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2Methodologie
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Methodologie
 Ziel:
 Analyse des nationalen Systems der externen AGS-
Dienste in 15 Mitgliedsstaaten
 Instrumente:
 Studium von Literatur und Internet-Quellen
 Erhebung und Befragungen nationaler Experten
 Partner
 Mensura: Belgischer externer AGS-Dienst
 Experten in Mitgliedsstaaten
Marc De Greef: Umsetzung von Artikel 7 in anderen EU-Mitgliedstaaten 
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Methodologie
 Forschungsbereiche:
 Der allgemeine AGS-Gesetzesrahmen, unter besonderer
Berücksichtigung der Umsetzung der Rahmenrichtlinie (Art. 7)
 Die Rolle und Struktur der externen AGS-Dienste
 Das Verhältnis zwischen externen AGS-Diensten und anderen
Akteuren
 Der Einfluss externer AGS-Dienste
 Veränderungen, die die externen AGS-Dienste in naher Zukunft
betreffen könnten
www.prevent.be Dortmund, 6. März 2007 8
3Ergebnisse
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Allgemeines
 Vollständiger Bericht: für jeden Mitgliedsstaat (am 15. Mai
2006):
 Beschreibung der im AGS involvierten Akteure
 Umsetzung der Rahmenrichtlinie
 Probleme und Lösungen
 Projekte, Prioritäten und Veränderungen
 Zusammenfassung: Organisation der externen AGS-
Dienste in jedem Mitgliedsstaat
 Organisation und Struktur
 Aufträge und Aufgaben
 Multidisziplinäre Kompetenzen
 Verhältnis zu internen Diensten
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Harmonisierung?
 Rahmenrichtlinie hat zur Harmonisierung beigetragen
 Nationale Programme stimmen mehr überein
 Harmonisierung ist nicht vollständig
 Hierarchie der Präventionsdienste
 Priorität auf internen Dienst
 Unterstützung durch qualifizierte externe Dienste
 Organisation der externen Dienste
 Private Organisation
 Krankenversicherungsträger
 Branchenspezifische oder regionale Strukturen
Marc De Greef: Umsetzung von Artikel 7 in anderen EU-Mitgliedstaaten 
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Interne Organisation
 Finanzielle Aspekte externer Dienste
 Beitrag gezahlt von Arbeitgebern
 Direkt oder indirekt (über Versicherungsbeiträge)
 Fachkenntnisse und multidisziplinärer Ansatz
 Festzulegen durch die Mitgliedsstaaten
 Nicht immer eindeutig festgelegt (kompetente Leute?)
 Multidisziplinärer Ansatz häufig reduziert auf Betriebsärzte und
Sicherheitsfachkräfte
 Qualitätsmanagement
 Akkreditierungs- und Zertifizierungssystem nicht generell eingeführt
 Keine strukturelle Evaluierung der angebotenen Produkte und
Dienstleistungen
 Entwicklung von transparenten Standards notwendig, um die
Qualität der angebotenen Dienstleistungen bewerten zu können
www.prevent.be Dortmund, 6. März 2007 12
Herausforderungen für die Zukunft
 Auf inhaltlicher Ebene
 Notwendigkeit eines integrierten Ansatzes
 Verlagerung von Arbeitsmedizin auf betriebliche Gesundheit
 Verbindung zwischen betrieblicher Gesundheit und öffentlicher
Gesundheit
 Fokus auf Gesundheitsförderung und (Re)Integration
 Stärkung des Überwachungssystems
 Auf organisationaler Ebene
 Die öffentlichen Behörden müssen den allgemeinen Rahmen und
die Ziele bestimmen
 Mehr Verantwortung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer
 Reduzierung der administrativen Belastung
83
www.prevent.be Dortmund, 6. März 2007 13
4Die Zukunft der AGS-Dienste
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Eine Konferenz in Brüssel (8-12-06)
 Runder Tisch mit Vertretern der





 Diskussion über 5 Erklärungen
 Entwicklung eines harmonisierten Modells auf EU-Ebene
 Notwendigkeit einer Harmonisierung der beruflichen Qualifikationen und
Art und Qualität der Dienste
 Einfluss der “Dienste”-Richtlinie
 Die Rolle der AGS-Dienste bei der Entwicklung von nachweisbasierten
Programmen
 Der Bedarf von KMU, sich nur an einen einzigen externen
Präventionsdienst wenden zu können
Marc De Greef: Umsetzung von Artikel 7 in anderen EU-Mitgliedstaaten 
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Zu einem einzigen harmonisierten Modell?
 Ein einziges und harmonisiertes europäisches Modell
kann nicht realisiert werden
 Unterschiedlicher historischer Hintergrund
 Viele Unterschiede auf der Ebene der Mitgliedsstaaten
 Notwendigkeit einer Harmonisierung der Ziele
 Grundlegende Ziele sollten harmonisiert werden
 Die Mittel zur Erreichung dieser Ziele sollten der örtlichen
Situation angepasst werden
 Die Effizienz der verschiedenen Systeme sollte evaluiert werden
 Allgemeine Kriterien zur Qualitätsbeurteilung sollten entwickelt
werden
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Akkreditierung und Zertifizierung?
 Harmonisierung ist keine Voraussetzung für Qualität
 Gefahr der Entwicklung eines kleinsten gemeinsamen
Nenners
 Präferenz für
 Austausch guter Praktiken
 Entwicklung und Einführung von Akkreditierungs- und
Zertifizierungssystemen auf nationaler Ebene
 Schrittweises Herangehen
85
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Ein Einfluss der Dienste-Richtlinie?
 Unklar, in welchem Umfang die Dienste-Richtline auf die
externen Präventionsdienste anwendbar ist
 Dienste-Richtlinie wird Möglichkeiten für AGS-Dienste
schaffen:
 Entwicklung in Richtung anderer Mitgliedsstaaten
 Erweiterung der Multidisziplinarität
 Interessante Möglichkeit zur Verbreitung guter
Praxisbeispiele in ganz Europa
 Förderung einer transnationalen Zusammenarbeit zwischen den
Diensten
 Anregung eines Erfahrungsaustauschs
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Notwendigkeit von nachweisbasierten Programmen?
 Datenerfassung auf zentralisierter Ebene
 Basis für Gefährdungsüberwachung
 Für wissenschaftliche Zwecke
 Für Politikentwicklung
 Aber:
 Datenerfassung ist eine schwierige und zeitaufwändige Aufgabe
 Kulturelle, rechtliche, historische und ökonomische Parameter
 Fokus auf der Feststellung von Erfolgsfaktoren
 Objektive Daten sollten mit subjektiver Wahrnehmung kombiniert
werden
Marc De Greef: Umsetzung von Artikel 7 in anderen EU-Mitgliedstaaten 
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Ein einziger AGS-Dienst für KMU?
 KMU sind eine wichtige Zielgruppe, der  man sich
zuwenden muss
 KMU sind schwer erreichbar:
 AGS-Dienste haben keine ausreichenden Ressourcen
 Fokus auf der Versorgungskette




 Die externen Präventionsdienste haben eine strategische
Rolle
 Stimulierung der Gefährdungsbeurteilung
 Bereitstellung von Instrumenten und Training
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5Ein Webfeature
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GOZoeken :
Projekte und Partner  |  Hintergrunddokumente |   EU Mitgliedsstaaten |   Vergleichstabellen
Die Zukunft der externen Dienste muss eine stärkere Harmonisierung der
Praktiken beinhalten und sicherlich über die nationalen Grenzen
hinausgehen. Wie sonst kann die Zukunft der externen Dienste in einer
Zeit, da Unternehmen internationale Unternehmen sind und Arbeitnehmer
von einem Land ins nächste gehen können, betrachtet werden?
Methodologie











Eine vergleichende Studie in den europäischen MitgliedsstaatenAktuelles
Externe Präventionsdienste in der EU
Das wachsende Interesse der europäischen Behörden
an Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer und ihr
Wunsch, die Harmonisierung in den verschiedenen
Mitgliedsstaaten der EU zu gewährleisten, führte 1989
zur Annahme einer Richtlinie (89/391/EEC)
FR / EN Home
Die Richtlinie ist stark beeinflusst von den Empfehlungen
155 und 161 der ILO, wobei  sich Artikel 7 auf  Schutz-
und Präventionsdienste konzentriert. Artikel 7 legt fest,
dass, wenn das Fachwissen in einem Unternehmen zur
Behandlung von Schutz- und
Präventionsangelegenheiten nicht ausreichend ist, der
Arbeitgeber Fachwissen anfordern muss.
Wie wurde die Richtlinie in den verschiedenen Ländern
angenommen und eingeführt? Welche Veränderungen
wurden bei der Befolgung der Rahmenrichtlinie
vorgenommen? Ist es den verschiedenen
Mitgliedsstaaten der EU gelungen, alle ihre Arbeitnehmer
durch Präventionsdienste erfassen zu lassen?
GO
Methodologie














www.prevent.be Dortmund, 6. März 2007 22
GOZoeken :










Seit dem Gesetz von 1995 über die Prävention von berufsbedingten
Gefährdungen und dem Königlichen Dekret 39/1997 konnten die spanischen
Schutz- und Präventionsdienste in drei verschiedenen Formen bestehen:
interner Dienst, externer Dienst oder gemeinsamer Dienst.
FR / EN Home > EU Mitgliedsstaaten > Spanien
Multidisziplinarität
Die externen Dienste müssen einen Experten aus jedem der folgenden
Spezialgebiete einbeziehen: Arbeitsmedizin, Betriebssicherheit, betrieblicher
Gesundheitsschutz, Ergonomie und angewandte Sozialpsychologie.
Verhältnis zum internen Dienst
Wenn ein Unternehmen verpflichtet ist oder beschlossen hat, einen internen
Dienst aufzubauen, aber nicht über das gesamte Fachwissen verfügt
Aufträge und Aufgaben
Die spanischen externen Dienste sind nur für Präventionsmaßnahmen
verantwortlich. Ihre Aufgaben und Aufträge sind in Artikel 31 des Gesetzes über
die Prävention von berufsbedingten Gefährdungen wie folgt festgelegt
GO
Klicken Sie ein Land an
Zusammenfassender Text
Die Zukunft der externen Dienste muss eine
stärkere Harmonisierung der Praktiken beinhalten
und sicherlich über die nationalen Grenzen
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GOZoeken :
Projekte und Partner |  Hintergrunddokumente  |   EU Mitgliedsstaaten  |   Vergleichstabellen
Die Projektpartner
www.prevent.be
Seit dem Gesetz von 1995 über die Prävention von
berufsbedingten Gefährdungen und dem Königlichen Dekret
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9:00	–	9:15	Uhr		 Eröffnung der Konferenz	
Rudolf	Anzinger,	Staatssekretär	im	Bundesministerium	für	Arbeit	und	
Soziales	(BMAS),	Deutschland	





9:45	–	10:15	Uhr	 Vorstellung der »Studie des Ausschusses Hoher 
Gewerbeaufsichtsbeamter über externe Dienste”	
Anastasios	Yiannaki,	Ministerium	für	Arbeit	und	Sozialversicherung,	
Zypern





10:45	–	11:15	Uhr	 Großbritannien – nationale Umsetzung von Artikel 7	
Sandra	Caldwell,	Health	and	Safety	Executive	(HSE),	Großbritannien
11:15	–	11:45	Uhr	 Finnland – nationale Umsetzung von Artikel 7	
Leo	Suomaa,	Ministerium	für	Soziales	und	Gesundheit,	Finnland	
11:45	–	13:15	Uhr	 Mittagsimbiss	
13:15	–	13:45	Uhr	 Frankreich – nationale Umsetzung von Artikel 7	
Philippe	Jandrot,	Französisches	Institut	für	Arbeitsschutz	und	Forschung	
(INRS),	Frankreich
13:45	–	14:15	Uhr	 Polen – nationale Umsetzung von Artikel 7	
Grzegorz	Dudka,	Zentralinstitut	für	Arbeitsschutz	–	Nationales	
Forschungsinstitut	(CIOP-PIB),	Polen
14:15	–	14:45	Uhr		 Umsetzung von Artikel 7 in anderen EU­Mitgliedstaaten – Vorstellung 
der Studie ›Organisation von externen Diensten in 15 Ländern der EU‹	
Marc	de	Greef,	PREVENT,	Belgien	
14:45	–	15:15	Uhr	 Kaffeepause	
15:15	–	15:30	Uhr	 Zusammenfassung der Beiträge	
Hans-Jürgen	Bieneck,	Präsident	der	Bundesanstalt	für	Arbeitsschutz	und	
Arbeitsmedizin	(BAuA),	Deutschland
15:30	–	17:00	Uhr	 Diskussion und Ausblick
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Portugal
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Germany








Ms. Caldwell, Sandra 
Health	and	Safety	Executive	
United	Kingdom








Mr. Cianotti, Roberto 
ISPESL	
Italy
Mr. Darvill, Malcolm 
Health	and	Safety	Executive	
United	Kingdom
Mr. de Greef, Marc 
PREVENT	ASBL	
Belgium




Mr. den Held, Martin 
Ministerie	SZW	
Netherlands




Mr. Ehnes, Helmut 
Steinbruchs-Berufsgenossenschaft	
Germany
Mr. Feringa, Roel 
Ministry	of	Social	Affairs	and	Employment	
Netherlands
Ms. Fernández, Cristina 
Labour	Inspection	
Spain
Mr. Figgel, Michael 
SIG	Combibloc	GmbH	
Germany




Mr. Forest, Henri 
CFDT	
France
Mr. Frenzel, Hartmut 
Ing.-Büro	Hartmut	Frenzel	
Germany












Mr. Gauci, Mark 
Occupational	Health	and	Safety	Authority	
Malta












Mr. Giesler, Peter 
Bezirksregierung	Arnsberg	
Germany
Ms. Gl/ówczyn´ska­Woelke, Karolina 
National	Labour	Inspectorate	
Poland
Mr. Golob, Laurence 
Health	and	Safety	Executive	
United	Kingdom
Mr. Gose, Michael 
BLB	
Germany
Mr. Goudsmit, Henricus 
Ministry	of	Social	Affairs	and	Employment	
Netherlands












Mr. Hägele, Helmut 
ISG	Institut	für	Sozialforschung	
Germany
Mr. Hahn, Rudolf 
State	Labour	Inspection	Office	
Czech	Republic




Mr. Hamel, Wolfgang 
Unternehmensberatung	
Germany
Mr. Hartenbach, Martin 
BLB	
Germany




Mr. Heidrich, Werner 
Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	
Germany
Ms. Heinen, Ute 
Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	
Germany
Mr. Heym, Ullrich 
Bundesministerium	der	Verteidigung	
Germany
Ms. Hilmes, Christa 
Fleischerei-Berufsgenossenschaft	
Germany




Mr. Hofsteenge, Jakob 
Ministerie	van	Sociale	Zaken	Niederlanden	
Netherlands




Mr. Itäkannas, Jaakko 
Ministry	of	Social	Affairs	and	Health	
Finland
Mr. Jandrot, Philippe 
INRS	
France
Ms. Janning, Rita 
Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	
Germany
Ms. Jimenez Agueda, Marta 
INSHT	
Spain
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Czech	Republic
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Sweden




Mr. Klaus, Günter 
MASGFF	Rheinland-Pfalz	
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Ms. Knudsen, Annemarie 
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Denmark
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U.	S.	Steel	Kosice	
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Mr. Krämer, Georg 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft	
Germany




Mr. Künne, Helmut 
Bundesagentur	für	Arbeit	
Germany




Ms. Laganovska­Dirina, Inta 
Ministry	of	Welfare	
Latvia
Mr. Lahrmann, Friedrich 
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Germany
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Ministry	of	Social	Affairs	and	Health	
Finland
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France
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Ministry	of	Welfare	
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Portugal








Ms. Mellblom, Bodil 
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Sweden
Ms. Moitinho de Almeida, Maria 
European	Commission	
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Germany
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Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	
Germany
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Poland




















Mr. Parra, Juan Pablo 
Ministerio	de	Trabajo	
Spain












Mr. Pichl, Wolfgang 
Steinbruchs-Berufsgenossenschaft	
Germany
Mr. Pieper, Ralf 
Bergische	Universität	Wuppertal	
Germany
Ms. Preßlmayer, Andrea 
Allgemeine	Unfallversicherungsanstalt	
Austria
Mr. Prinz, D. 
BG	Druck	&	Papierverarbeitung	
Germany
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Fachhochschule	Köln	
Germany









Ms. Rieger, Monika 
Universität	Witten	/	Herdecke	
Germany




Ms. Romahn, Regine 
TBS	NRW	Rs	Dortmund	
Germany
Mr. Ronin, Michal 
State	Labour	Inspection	Office	
Czech	Republic
Ms. Roth, Sigrid 
Berufsgenossenschaft	für	den	Einzelhandel	
Germany








Mr. Schäfer, Kai 
Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	
Germany
Mr. Scheuermann, Klaus 
Dr.	Scheuermann	GmbH	
Germany








Mr. Seitz, Gilles 
Confédération	Générale	du	Travail	
France





Mr. Siekmann, Thomas 
Hella	KGaA	
Germany








Ms. Splittgerber, Bettina 
Hessisches	Sozialministerium	
Germany
Mr. Steffes, Carlo 
Direction	de	la	Santé	
Luxembourg
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AUDI	AG	
Germany
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Mr. Suomaa, Leo 
Ministry	of	Social	Affairs	and	Health	
Finland








Mr. Thomanek, Donat 
BAD	GmbH	
Germany





Ms. Van den Bossche, Bergie 
Algemeen	Christelijk	Vakverbond	(ACV)	
Belgium
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Germany
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Germany
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UNICE	
Belgium
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Inspection	du	travail	et	des	mines	
Luxembourg
Mr. Weindel, Joachim 
IBW	Joachim	Weindel	
Germany








Mr. Wieneke, Norbert 
BAD	GmbH	
Germany
Ms. Wilke, Daniela 
Bergische	Universität	Wuppertal	
Germany
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